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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Empfehlung 453 der Beratenden Versammlung des Europarates - Maßnahmen 
gegen die Aufreizung zu rassischer, nationaler und religiöser Intoleranz 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Bauer (Würzburg), Dr. Wahl, Dr. Heilige 
und Genossen 

- Drucksachen V/300, V/366 - 


Ist die Bundesregierung bereit, in Anbetracht der 
nicht mehr zu übersehenden Meldungen zu ein- 
schlägigen Vorfällen beschleunigt und besonders 
sorgfältig zu prüfen, 

1. ob die in der Bundesrepublik geschaffenen Vor- 
schriften sowohl verfassungs- wie strafrecht- 
licher Natur bzw. zur Erfassung und Ahndung 
von Verstößen auf diesem Gebiet ausreichen 
und inwieweit das vorgelegte Mustergesetz in 
der deutschen Gesetzgebung verwendet werden 
kann; 

2. welche Maßnahmen sonst - vornehmlich auf 
dem Felde der Innen- und Kulturpolitik ~ über 
Polizei, Verfassungsschutz, indirekte finanzielle 
Einwirkung bei Förderungsmaßnahmen auf dem 
Sektor Hochschulen, Jugend, Informationswesen 
u. ä. ergriffen werden können, um neben den 
gesetzlichen Strafandrohungen vorbeugend und 
erzieherisch einzuwirken? 

Ist die Bundesregierung ferner bereit, in Richtung 
der in jener Empfehlung angesprochenen Ziele 
und Vorschläge im Rahmen ihres Zuständigkeits- 
bereichs die Entwicklung sorgfältig zu verfolgen, 
Wachsamkeit zu üben und auf nationaler wie 
internationaler Ebene gegebenenfalls Einfluß zu 
nehmen? 

Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einverneh- 
men mit den beteiligten Ressorts, insbesondere dem 
Bundesminister der Justiz, wie folgt: 

I. Die Bundesrepublik Deutschland bekennt sich 
zu einer freiheitlichen demokratischen Staats- 
ordnung, bei der ein wesentliches Element der 
Gedanke der Toleranz ist. Dies kommt in einer 
Vielzahl von Verfassungsbestimmungen zum 


Ausdruck: Die Würde des Menschen ist unan- 
tastbar (Artikel 1 Abs. 1 GG); die unverletz- 
lichen und unveräußerlichen Menschenrechte 
werden als Grundlage jeder menschlichen Ge- 
meinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit 
in der Welt anerkannt (Artikel 1 Abs. 2 GG); 
jeder hat das Recht auf freie Entfaltung seiner 
Persönlichkeit (Artikel 2 Abs. 1 GG); alle 
Menschen sind vor dem Gesetz gleich (Artikel 3 
Abs. 1 GG); niemand darf wegen seines Ge- 
schlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, 
seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, 
seines Glaubens, seiner religiösen oder politi- 
schen Anschauung benachteiligt oder bevorzugt 
werden (Artikel 3 Abs. 3 GG); die Glaubens- 
und Bekenntnisfreiheit und die ungestörte Reli- 
gionsausübung sowie die freie Meinungsäuße- 
rung werden garantiert (Artikel 4 Abs. 1 und 2, 
Artikel 5 Abs. 1 GG); alle Deutschen haben das 
Recht der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 GG) 
und der Vereinigungsfreiheit (Artikel 9 GG); 
der Genuß der bürgerlichen und staatsbürger- 
lichen Rechte, die Zulassung zu öffentlichen 
Ämtern sowie die im öffentlichen Dienst er- 
worbenen Rechte sind unabhängig von dem 
religiösen Bekenntnis; niemandem darf aus 
seiner Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit 
zu einem Bekenntnis oder einer Weltanschau- 
ung ein Nachteil erwachsen (Artikel 33 Abs. 3 
GG). 

Aus allen Bestimmungen ergibt sich, daß nach 
dem Grundgesetz dem Staat und seinen Organen 
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Haß, Unduldsamkeit, Diskriminierung und Ge- 
waltanwendung gegenüber Personen oder Per- 
sonengruppen, die sich durch ihre Hautfarbe, 
Rasse, völkische oder nationale Abstammung 
oder ihrer Religion unterscheiden, untersagt 
und der Staat und seine Organe statt dessen 
zur Toleranz verpflichtet sind. 

Das Grundgesetz beschränkt sich jedoch nicht 
auf Verhaltensvorschriften für die Staatsorgane, 
sondern enthält zahlreiche Vorschriften, die 
auch dem einzelnen sowie den V e r e i n i > 
g u n g e n unmittelbar von Verfassungs wegen 
Beschränkungen auferlegen, die etwaigen Ten- 
denzen zu einer nationalen, rassischen oder 
religiösen Intoleranz entgegenwirken: 

Die objektive Wertordnung, die das Grundge- 
setz in dem Grundrechtsabschnitt aufgerichtet 1 
hat, ist nach der Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts auch bei der Anwendung 
von Generalklauseln des Zivilrechts zu beach- 
ten, die auf „Treu und Glauben" (§ 242 BGB) 
oder ähnliche Wertmaßstäbe Bezug nehmen. 

Das Grundrecht der freien Meinungsäußerung ^ 
(Artikel 5 Abs. 1 GG) findet seine Grenze , 
an den allgemeinen Gesetzen. Dazu zählen die ; 
Strafgesetze, die insbesondere auch Normen zur : 
Bekämpfung von Haß, Gewalt- und Willkür- 
maßnahmen enthalten (siehe unten Nr. II 2). . 

I 

Darüber hinaus bestimmt Artikel 18 Grundge- : 
setz, daß derjenige, der die Freiheit der Mei- | 
nungsäußerung, insbesondere die Pressefrei- 
heit, die Versammlungsfreiheit oder die Ver- 
einigungsfreiheit zum Kampf gegen die freiheit- 
liche demokratische Grundordnung mißbraucht, 
diese Grundrechte verwirkt. Nach der Recht- 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts ist 
unter einer freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung eine Herrschaftsordnung zu ver- 
stehen, zu deren grundlegenden Prinzipien auch 
die Achtung vor den im Grundgesetz konkreti- 
sierten Menschenrechten, vor allem dem Recht 
der Persönlichkeit auf Leben und freie Ent- 
faltung gehört (BVerfGE 2, 12 f.; 5, 140 f.). Wer 
also seine Grundrechte zum Kampf für eine 
Herrschaftsordnung des Hasses, der Diskrimi- 
nierung und der Gewaltanwendung gegenüber 
Personen oder Personengruppen mißbraucht, 
die sich durch ihre Hautfarbe, Rasse, völkische 
oder nationale Abstammung oder ihrer Reli- 
gion unterscheiden, verwirkt diese Grundrechte. 
Die Verwirkung und ihr Ausmaß werden vom 
Bundesverfassungsgericht ausgesprochen (Arti- 
kel 18 Satz 2 GG). 

Vereinigungen sind nach Artikel 9 Abs. 2 GG : 
dann verboten, wenn ihre Zwecke oder ihre | 
Tätigkeit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder j 
wenn sie sich gegen die verfassungsmäßige | 


Ordnung - zu der auch die vorstehend genann- 
ten grundlegenden Prinzipien der freiheit- 
lichen demokratischen Grundordnung gehören 
(BVerfGE 2, 12 f.) - oder gegen den Gedanken 
der Völkerverständigung richten. Hiernach 
kann dann gegen eine Vereinigung eingeschrit- 
ten werden, wenn sie für die rassische, reli- 
giöse oder nationale Intoleranz kämpft und 
damit den Frieden innerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland oder den Frieden mit anderen 
Völkern stört. 

Zur Durchführung des Artikels 9 Abs. 2 GG ist 
das Vereinsgesetz vom 5. August 1964 (BGBl. I 
S. 593) nebst Durchführungsverordnung vom 
28. Juli 1966 (BGBL I S. 457) ergangen. Das 
Vereinsgesetz enthält außerdem in §§ 14 und 15 
eine weitergehende Rechtsgrundlage für die 
Auflösung ausländischer Vereinigungen in der 
Bundesrepublik Deutschland. 

In der bisherigen Verbotspraxis haben sich 
keine Anhaltspunkte dafür ergeben, daß die 
normierten Verbotsgründe unzureichend wären. 
Dabei können Erfahrungen mitverwertet wer- 
den, die vor Inkrafttreten des Vereinsgesetzes 
(am 12. September 1964) gesammelt wurden. 
Denn auch schon vor diesem Zeitpunkt waren 
die Verbotstatbestände des Artikels 9 Abs. 2 GG 
maßgebend. Die bisherigen Verbotsverfügungen 
ergingen in der weit überwiegenden Zahl der 
Fälle wegen einer gegen die freiheitliche demo- 
kratische Grundordnung in der Bundesrepublik 
gerichteten Tätigkeit. Einen allgemeinen Über- 
blick über nicht parteigebundene rechtsextreme 
Organisationen und über die gegen sie getrof- 
fenen Maßnahmen gibt der Bericht des Bundes- 
ministeriums des Innern über die im Jahre 1965 
beobachteten rechtsradikalen Bestrebungen 
(vgl. insbesondere S. 15 ff., 35 der „Beilage 
zum Parlament", B 11/66 vom 16. März 1966). 

Für Parteien enthält das Grundgesetz in Arti- 
kel 21 Abs. 2 eine Sondervorschrift. Danach 
sind Parteien u. a. verfassungswidrig, wenn sie 
nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten 
ihrer Anhänger darauf ausgehen, die freiheit- 
liche demokratische Grundordnung zu beein- 
trächtigen oder zu beseitigen. Dieser Tatbe- 
stand kann erfüllt sein, wenn sich eine Partei 
die rassische, religiöse oder nationale Intole- 
ranz zum Ziel macht. Uber die Frage der Ver- 
fassungswidrigkeit einer Partei entscheidet das 
Bundesverfassungsgericht (Artikel 21 Abs. 2 
Satz 2 GG). 

Die Bundesregierung ist deshalb der Ansicht, 
daß das Grundgesetz eine ausreichende ver- 
fassungsrechtliche Grundlage bietet, um einen 
Mißbrauch der im Grundgesetz und der Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention enthalte- 
nen Grundfreiheiten zu verhindern und das 
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Anliegen zu verwirklichen, das die Empfehlung 
Nr. 453 der Beratenden Versammlung des 
Europarates ausgelöst hat. 

II. Auf dieser verfassungsrechtlichen Grundlage 
bauen weitere Gesetze, Rechtsverordnungen 
und Verwaltungsvorschriiten auf. 

1. Das Versammlungsgesetz vom 24. Juli 1953 
(BGBl. I S. 684), zuletzt geändert durch Ge- 
setz vom 5. August 1964 (BGBl. I S. 593) 

Nach § 1 genießen die auf Grund des Arti- 
kels 21 Abs. 2 und Artikel 9 Abs. 2 GG ver- 
botenen Parteien und Vereinigungen keine 
Versammlungsfreiheit. Im übrigen können 
Versammlungen im Einzelfall nach §§ 5, 13 i 
und 15 verboten werden, wenn Tatsachen j 
festgestellt sind, aus denen sich ergibt, daß ' 
der Veranstalter oder sein Anhang Ansich- | 
ten vertreten oder Äußerungen dulden wer- i 
den, die ein Verbrechen oder ein von Amts i 
wegen zu verfolgendes Vergehen, insbe- 
sondere der unter II. 2. genannten Art, zum 
Gegenstand haben. 

2. Das Strafgesetzbuch 

Durch das 6. Strafrechtsänderungsgesetz 
vom 30. Juni 1960 (BGBl. I S. 478) ist § 130 | 
StGB neu gefaßt worden. 

Nach dieser Bestimmung wird mit Ge- 
fängnis nicht unter 3 Monaten bestraft, j 
wer in einer Weise, die geeignet ist, den | 
öffentlichen Frieden zu stören, die Men- j 
schenwürde anderer dadurch angreift, j 
daß er | 

1. zum Haß gegen Teile der Bevölke- 
rung aufstachelt, 

2. zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen 
gegen sie auffordert oder 

3. sie beschimpft, böswillig verächtlich 
macht oder verleumdet. 

Ergänzt wird § 130 StGB durch § 93 in Ver- 
bindung mit § 88 Abs. 2, Nr. 2 und 6 StGB 
über die Strafbarkeit der Herstellung und 
Verbreitung von Publikationen, durch die 
zur Unterdrückung der demokratischen Ord- 
nung Bestrebungen herbeigeführt oder ge- 
fördert werden sollen, die darauf gerichtet 
sind, die Bindung der Gesetzgebung an die 
verfassungsmäßige Ordnung und die Bin- 
dung der vollziehenden Gewalt und der 
Rechtsprechung an Gesetz und Recht sowie 
den Ausschluß jeder Gewalt- und Willkür- 
herrschaft zu beseitigen oder zu untergraben. 

Verstößt eine Schrift gegen diese Strafbe- 
stimmung, so kann sie unter den Voraus- 
setzungen des § 98 der Strafprozeßordnung 


in Verbindung mit den Landespressegeset- 
zen sowie § 40 StGB beschlagnahmt oder 
eingezogen werden. Hinzu kommen zahl- 
reiche Strafbestimmungen über Vereinigun- 
gen und Parteien, die auf Grund der Arti- 
kel 9 Abs. 2 oder Artikel 21 Abs. 2 GG 
verboten sind. So ist es nach § 90 a und b 
StGB strafbar, verbotene Vereinigungen und 
Parteien fortzuführen oder Ersatzorganisatio- 
nen zu schaffen und nach § 96 a StGB straf- 
bar, öffentliche Kennzeichen einer nach Ar- 
tikel 9 Abs. 2 oder Artikel 21 Abs. 2 GG 
verbotenen Vereinigung oder Partei oder 
einer ehemaligen nationalsozialistischen 
Organisation zu verwenden. 

Damit ist dem Anliegen der Beratenden 
Versammlung des Europarates in der Emp- 
fehlung Nr. 453 im wesentlichen Rechnung 
getragen. Im Sonderausschuß für die Straf- 
rechtsreform wird zur Zeit die Neufassung 
des § 93 StGB beraten und die Möglichkeit 
einer weiteren Verbesserung des Strafschut- 
zes geprüft. Im Zuge der Arbeiten an der 
Strafrechtsreform wird auch die Fassung des 
§ 298 des E 1962, der dem § 130 des StGB 
entspricht, überprüft werden. 

3. Das Gesetz über die Verbreitung jugend- 
gefährdender Schriften in der Fassung vom 
29. April 1961 (BGBl. I S. 497) richtet sich 
gegen Schriften, die geeignet sind, Kinder 
oder Jugendliche sittlich zu gefährden. Dazu 
gehören auch solche Schriften, die zu Rassen- 
haß oder zu Gewalttätigkeit - auch gegen 
andere Völker - anreizen. Diese Schriften 
sind in'eine Liste aufzunehmen. 

Periodische Druckschriften können unter be- 
stimmten Voraussetzungen auf längere Zeit 
in die Liste aufgenommen werden. Diese 
Dauerindizierungsmöglichkeit besteht je- 
doch nicht für Tageszeitungen und politische 
Zeitschriften. Von diesen können nur ein- 
zelne Exemplare indiziert werden. 

In die Liste aufgenommene Schriften dürfen 
Kindern und Jugendlichen nicht feilgeboten 
oder zugänglich gemacht werden. Bestimm- 
ten Gewerbezweigen ist die Verbreitung 
dieser Schriften allgemein - also auch unter 
Erwachsenen - untersagt, so dem Straßen- 
handel, Kioskhandel, Versandhandel, den 
Leihbüchereien und Lesemappenbetrieben, 
Schriftliche Werbung für diese Schriften, 
insbesondere unter Hinweis auf die Listen- 
aufnahme, ist unzulässig. Dieses Gesetz 
bietet also eine weitere Eingriffsmöglichkeit 
neben der bereits erwähnten Beschlagnahme 
oder Einziehung (s. oben Nr. 11. 2), Nach 
der Aufnahme in die Liste verschwinden 
derartige Schriften erfahrungsgemäß aus der 
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Öffentlichkeit. Es sind z. Z. Bestrebungen im III. Im Bereich der sog. gesetzesfreien, der Daseins- 


Gange, die Beobachtung des Schriftenmark- ■ 
tes im Hinblick auf derartige Druckerzeug- 
nisse zu verbessern, um eine schnellere und ■ 
umfassendere Listenaufnahme zu gewähr- ' 
leisten. j 

4. Das Gesetz über die Errichtung von Rund- | 
funkanstalten des Bundesrechts vom 29. No- ; 
vember 1960 (BGBl. I S. 863) verpflichtet in , 
§ 23 zur Gestaltung der Sendungen ent- | 
sprechend der freiheitlichen demokratischen i 
Grundordnung, zu der die Tolerierung rassi- 
scher, nationaler und religiöser Unterschiede 
zählt. 

i 

] 

5. Auf dem Gebiete des Films verfährt die I 
freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirt- ' 
Schaft, in der die öffentliche Hand mitwirkt, | 
ebenfalls nach diesen Grundsätzen. Filme 
werden aus öffentlichen Mitteln im übrigen 
nur gefördert, wenn sie auf diese Grund- 
sätze angemessen Rücksicht nehmen. 

6. Die Bundesgesetzgebung findet ihre Ergän- 
zung in den Ländergesetzen. Erwähnt wer- 
den sollen hier nur die Polizeigesetze, wo- 
nach die Polizei einschreiten kann, wenn 
eine Störung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung eingetreten ist oder unmittelbar 
bevorsteht. Dies erlaubt der Polizei, sich 
nicht nur auf die Feststellung begangener 
Straftaten beschränken zu müssen, sondern 
vorbeugend oder eindämmend zum Schutz 
der genannten Personen einzuschreiten. 

Zusammenfassend darf festgestellt werden, daß 
sich die in der Bundesrepublik Deutschland 
geltenden Rechtsvorschriften in der bisherigen 
Praxis im wesentlichen als ausreichend erwie- 
sen haben. Die Bundesregierung hat die UN- 
Konvention zur Beseitigung jeder Form rassi- 
scher Diskriminierungen unterzeichnet, die den 
Vorzug einer weltweiten Regelung bietet. Die 
gleiche Absicht besteht offenbar bei den mei- 
sten Mitgliedern des Europarates. Es ist zwar 
noch nicht sicher, wann diese Konvention in 
Kraft treten wird, weil dazu 25 Ratifikationen 
notwendig sind. Jedoch wird bei den Beratun- 
gen im Europarat zunächst vom Inkrafttreten 
der UN-Konvention auszugehen sein. Da diese 
sehr detaillierte Vorschriften enthält, sind ein- 
gehende Beratungen über eine Harmonisierung 
der Arbeiten im Europarat mit der UN-Konven- 
tion erforderlich. Ob es empfehlenswert ist, 
entsprechend der Empfehlung Nr. 453 eine 
Europäische Konvention zur Einführung ein- 
heitlicher Strafbestimmungen auszuarbeiten, 
kann deshalb noch nicht abschließend beant- 
wortet werden. 


Vorsorge im weiteren Sinne dienenden Ver- 
waltung werden von Bund und Ländern erheb- 
liche Anstrengungen unternommen, um etwai- 
gen Tendenzen zu rassischer, nationaler und 
religiöser Intoleranz zu begegnen. Die nach- 
stehende Zusammenstellung beschränkt sich 
auf Maßnahmen des Bundes: 

1. Die Bundeszentrale für politische Bildung 
arbeitet auf diesem Gebiet eng mit dem 
Presse- und Informationsamt der Bundes- 
regierung zusammen. Das Presse- und Infor- 
mationsamt seinerseits mißt in der gesam- 
ten Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregie- 
rung im In- und Ausland dem Gedanken der 
rassischen und religiösen Toleranz beson- 
dere Bedeutung bei. 

Die Bundeszentrale für politische Bildung 
betrachtet es seit Jahren als eine ihrer 
Hauptaufgaben, in der Bevölkerung etwa 
noch bestehende Vorurteile bewußt und er- 
kennbar zu machen und in Publikationen 
und Tagungen die kritische Auseinander- 
setzung mit politischen und sozialen Fehl- 
haltungen und Diskriminierungen zu för- 
dern. Hierbei tritt die Bundeszentrale vor 
allem dem Antisemitismus entgegen. Sie 
vermittelt Kenntnisse vom Wesen und Wir- 
ken des Judentums in der Geschichte und 
erweckt Anteilnahme und Interesse für die 
Aufbauarbeit und die Probleme des jungen 
israelischen Staates. Dabei werden in gro- 
ßem Umfange auch Dokumentations- und 
Spielfilme verwendet. 

Um diesem Bemühen möglichst großen 
Breiteneffekt zu verleihen, führt die Bundes- 
zentrale für politische Bildung seit dem 
Jahre 1963 für die Leiter von Bildungsstät- 
ten und für die Bildungsreferenten der Ver- 
bände Studienreisen nach Israel durch. Die 
Eindrücke und Erkenntnisse dieser Reisen 
werden auf Tagungen und Seminaren aus- 
gewertet. 

In der Publizistik setzt die politische Bil- 
dungsarbeit der Bundeszentrale besonders 
mit Hilfe von illustrierten Schriften Vor- 
urteilen und Klischees gegenüber fremden 
Sitten, religiösen, nationalen und rassischen 
Minderheiten die aufklärende Information 
und den Appell an Achtung und Toleranz 
entgegen. So wurde z. B. kürzlich mit be- 
merkenswerter Resonanz eine illustrierte 
Broschüre über „Gastarbeiter in Deutsch- 
land" verbreitet. 

Das von der Bundeszentrale alljährlich 
durchgeführte Schüler-Preisausschreiben wen- 
det sich seit Jahren mit besonderem Be- 
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dacht dem Problem der Vorurteile und des 
mitmenschlichen Verhaltens zu. An diesem 
Wettbewerb nehmen alljährlich über 1 Mil- 
lion Schüler teil. Beiträge zum gleichen 
Themenkreis finden sich ferner in Taschen- 
büchern, die den Teilnehmern der Schüier- 
preisausschreiben von der Bundeszentrale 
überreicht werden. 

2. Den besonders intensiven Bemühungen, die 
Jugend immun gegen die Anstiftung zur 
rassischen, nationalen und religiösen Into- 
leranz zu machen, dient auch der seit 1950 
bestehende Bundesjugendplan. Das Bundes- 
ministerium für Familie und Jugend gibt 
jährlich den zentralen Jugend- und Studen- 
tenverbänden und zahlreichen Bildungsstät- 
ten erhebliche Mittel, damit die jungen 
Menschen durch Kurse und auf andere 
Weise in die gesellschaftlichen staatspoliti- 
schen Gegebenheiten ihrer Umwelt einge- 
führt und ihnen die Werte einer freiheit- 
lichen und demokratischen Lebens- und 
Staatsordnung verständlich gemacht werden. 
In den letzten Jahren wurden die Mittel 
zur Förderung dieser politischen Bildung 
erheblich erhöht. 

Ferner unterstützt die Bundesregierung 
durch den Bundesjugendplan das geistige 
Kennenlernen und Verständnis der Jugend 
aus europäischen und außereuropäischen 
Ländern. Durch internationale Jugendbegeg- 
nungen und Jugendaustausch sollen Bezie- 
hungen zwischen der jungen Generation 
verschiedener Länder hergestellt oder be- 
stehende Verbindungen gefestigt werden. 
Erfahrungsgemäß bildet die internationale 
Erziehung und Begegnung der Jugend ein 
überaus wertvolles Mittel, um Vorurteile 
gegen die Rasse, Hautfarbe und nationale 
Herkunft anderer Menschen zu mindern 
oder sogar zu beseitigen. Die seit über 
10 Jahren bestehenden lebhaften Begegnun- 
gen, z. B. zwischen deutschen und israeli- 
schen Jugendlichen, haben dies unter Be- 
weis gestellt. In den letzten Jahren konnten 
die Kontakte der deutschen Jugend mit der 
Jugend in europäischen und außereuropäi- 
schen Ländern, so in Afrika und Asien, 
Y/esentlich durch die erhöhten Förderungs- 
mittel aus dem Bundesjugendplan verstärkt 
werden. Der Förderungsbetrag, der den 
Jugend- und Studentenverbänden, aber 
auch Gruppen nichtorganisierter Jugend für 
internationale Jugendbegegnungen und Ju- 
gendaustausch und für gemeinsame Pro- 
gramme und Aktivitäten zur Verfügung 
gestellt wird, ist beträchtlich. Das deutsch- 
französische Jugendwerk hat im Jahre 1966 
die Begegnung von insgesamt 290 000 Ju- 


gendlichen gefördert. Intensive Überlegun- 
gen über die finanzielle Förderung von 
Begegnungen mit Jugendlichen aus weiteren 
Ländern sind in diesem Rahmen im Gange. 

3. Daneben stehen im Haushalt des Bundes- 
ministeriums des Innern alljährlich Mittel 
zur Verfügung, aus denen Zuschüsse für 
Bestrebungen zur Bekämpfung des Rassen- 
hasses, insbesondere zur Förderung der 
christlich-jüdischen Zusammenarbeit, ge- 
währt werden. Aus diesen Mitteln kann 
z. B. eine nicht zweckgebundene Zuwendung 
an den Zentralrat der Juden in Deutschland 
für seine generellen Aufgaben geleistet wer- 
den. Weitere Zuwendungen erhält der Deut- 
sche Koordinierungsrat der Gesellschaft für 
christlich-jüdische Zusammenarbeit. In über 
40 Städten der Bundesrepublik sind seine 
Gesellschaften seit vielen Jahren tätig und 
leisten wesentliche Erziehungsaufgaben. Ih- 
re Veranstaltungen haben erhebliche Brei- 
tenwirkung und sind weithin anerkannt. 
Auf Veranlassung des Deutschen Koordinie- 
rungsrates wird alljährlich die „Woche der 
Brüderlichkeit" durchgeführt, bei der unter 
einem bestimmten Motto die Leitgedanken 
der Gesellschaft besonders herausgestellt 
werden. Aber auch Institutionen wie die 
Wiener Library in London (eine zeitge- 
schichtliche Einrichtung von besonderer Be- 
deutung) und das Leo-Baeck-Institut (über 
die Gesellschaft der Freunde und Förderer 
in der Bundesrepublik) erhalten Zuschüsse 
aus diesen Mitteln für die Durchführung 
ihrer wichtigen Aufgaben. 

Auf Grund einer Vereinbarung zwischen 
Bund und Ländern sowie den Vertretern der 
Juden in Deutschland aus dem Jahre 1957 
werden die Kosten für die Sicherung und 
Betreuung der verwaisten jüdischen Fried- 
höfe in der Bundesrepublik vom Bund und 
den Ländern je zur Hälfte übernommen. 
Damit wird nicht nur der Ehrenpflicht ge- 
nügt, die Ruhestätten der früheren jüdischen 
Mitbürger zu bewahren und zu pflegen, 
sondern durch das Beispiel erzieherisch 
gewirkt. 

Alle diese Maßnahmen werden laufend auf 
Verbesserungsmöglichkeiten überprüft. 

IV. Die Bundesregierung betrachtet es seit langem 
als eine wichtige Aufgabe, die Entwicklung 
rassischer, nationaler und religiöser Intoleranz 
zu beobachten. Auf Grund des Gesetzes über 
die Zusammenarbeit des Bundes und der Län- 
der in Angelegenheiten des Verfassungsschut- 
zes vom 27. September 1950 (BGBl. I S. 682) 
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sammeln die Verfassungsschutzbehörden Aus- 
künfte, Nachrichten und sonstige Unterlagen 
über verfassungsfeindliche Bestrebungen und 
werten diese aus. Die Verfassungsschutzbehör- 
den arbeiten sowohl mit den Strafverfolgungs- ! 
behörden als auch den Trägern politischer Bil- 
dungsarbeit eng zusammen. 

Der Beobachtung dient auch eine Liste der 
verbotenen Vereinigungen, die im Gemein- 
samen Ministerialblatt 1966 Nr. 1 S. 1 ver- 
öffentlicht ist und fortgeführt wird. 

Die Bundesregierung ist deshalb bereit, auch 
weiterhin Wachsamkeit zu üben und auf natio-. 
naler wie internationaler Ebene in Richtung der 
in der Empfehlung der Beratenden Versamm- 
lung des Europarates angesprochenen Ziele 
Einfluß zu nehmen. 


V. Zu den in der Fragestunde vom 6. Oktober 
1966 gestellten Zusatzfragen ist folgendes zu 
sagen: 

Die straf- und vereinsrechtlichen Bestimmungen 
finden auch Anwendung auf Vereinigungen 
und Gruppen, die mit gewaltsamen Methoden 
versuchen, die Belange nationaler Minderheiten 
zu unterstützen. Die zuständigen Behörden tun 
alles in ihrer Macht Stehende, um zu verhin- 
dern, daß deutsche Staatsangehörige in solcher 
Weise in fremden Staaten tätig werden. Die 
Bundesregierung und die zuständigen Behör- 
den der Bundesländer haben auch der Tätigkeit 
radikaler Ausländerorganisationen besondere 
Aufmerksamkeit zugewandt und werden dies 
weiterhin tun. 


Lücke 



